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Änderung der Satzung der Volksbank Eutin Raiffeisenbank eG  
 
Entfernter Text wird farblich hervorgehoben und durchgestrichen dargestellt.  
Neu eingefügter Text wird farblich hervorgehoben und unterstrichen dargestellt.  
 
 

Satzung der Volksbank Eutin Raiffeisenbank eG - 
alte Fassung 

Satzung der Volksbank Eutin Raiffeisenbank eG - 
neue Fassung 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
(1) … 
(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch 
a) eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende 
unbedingte Beitrittserklärung, die den Anforderun-
gen des Genossenschaftsgesetzes entsprechen 
muss und 
b) Zulassung durch die Genossenschaft. 
(3) … 
 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft   
 
(1) … 
(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch  
a) eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende         
unbedingte Beitrittserklärung des Antragstellers in 
Textform (§ 126b BGB), die den Anforderungen des 
Genossenschaftsgesetzes entsprechen muss und  
b) Zulassung durch die Genossenschaft.  
(3) … 
 

§ 5 Kündigung 
 
(1) … 
(2) … 
(3) Die Kündigung muss schriftlich erklärt werden  
und der Genossenschaft mindestens 6 Monate vor 
Schluss eines Geschäftsjahres zugehen.  
 

§ 5 Kündigung 
 
(1) … 
(2) … 
(3) Die Kündigung muss schriftlich in Textform er-
klärt werden und der Genossenschaft mindestens 6 
Monate vor Schluss eines Geschäftsjahres zugehen.  
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§ 6 Übertragung des Geschäftsguthabens  

 
 (1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe 

des Geschäftsjahres, sein Geschäftsguthaben 
durch schriftlichen Vertrag einem anderen 
übertragen und hierdurch aus der Genossen-
schaft ohne Auseinandersetzung ausscheiden, 
sofern der Erwerber bereits Mitglied ist oder an 
seiner Stelle Mitglied wird. Ist der Erwerber be-
reits Mitglied, so ist die Übertragung des Ge-
schäftsguthabens nur zulässig, sofern sein bis-
heriges Geschäftsguthaben nach Zuschreibung 
des Geschäftsguthabens des Veräußerers den 
zulässigen Gesamtbetrag der Geschäftsanteile, 
mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich 
beteiligt, nicht übersteigt. 

(2) … 

(3) … 
 

§ 6 Übertragung des Geschäftsguthabens  

 
 (1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des 

Geschäftsjahres, sein Geschäftsguthaben durch 
schriftlichen Vertrag Vereinbarung in Textform 
einem anderen übertragen und hierdurch aus der 
Genossenschaft ohne Auseinandersetzung aus-
scheiden, sofern der Erwerber bereits Mitglied ist 
oder an seiner Stelle Mitglied wird. Ist der Erwer-
ber bereits Mitglied, so ist die Übertragung des 
Geschäftsguthabens nur zulässig, sofern sein 
bisheriges Geschäftsguthaben nach Zuschrei-
bung des Geschäftsguthabens des Veräußerers 
den zulässigen Gesamtbetrag der Geschäftsan-
teile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder 
sich beteiligt, nicht übersteigt. 

(2) … 

(3) … 
 

§ 24 Zusammensetzung und Wahl des   
          Aufsichtsrats 
 
(1) … 
(2) … 
(3) … 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 24 Zusammensetzung und Wahl des  
          Aufsichtsrats 
 
(1) … 
(2) … 
(3) … 
 

 (4) Das Amt eines Aufsichtsratsmitglieds endet 
sofort, wenn es darauf beruht, dass das Auf-
sichtsratsmitglied Mitglied einer eingetragenen 
Genossenschaft ist, und diese Mitgliedschaft be-
endet ist. Entsprechendes gilt für zur Vertretung 
anderer juristischer Personen oder Personenge-
sellschaften befugte Personen, wenn deren Ver-
tretungsbefugnis endet. Besteht Streit über die 
Beendigung der Mitgliedschaft bzw. Vertre-
tungsbefugnis, entscheidet die Erklärung in 
Textform der Genossenschaft bzw. anderen juris-
tischen Person oder Personengesellschaft, dass 
die Mitgliedschaft bzw. Vertretungsbefugnis be-
endet ist. 
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(4) Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit 
aus, so besteht der Aufsichtsrat bis zur nächsten 
ordentlichen Vertreterversammlung, in der die 
Ersatzwahlen vorgenommen werden, nur aus 
den verbleibenden Mitgliedern. Frühere Ersatz-
wahlen durch eine außerordentliche Vertreter-
versammlung sind nur dann erforderlich, wenn 
die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter drei 
herabsinkt. Ersatzwahlen erfolgen für den Rest 
der Amtsdauer ausgeschiedener Aufsichtsrats-
mitglieder. 
 
(5) Personen, die das 67. Lebensjahr vollendet 
haben, können nicht in den Aufsichtsrat 
gewählt werden. 
 
(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats dürfen nicht 
zugleich Vorstandsmitglieder, dauernde Stell-
vertreter der Vorstandsmitglieder, Prokuristen 
oder zum Betrieb des gesamten Geschäfts er-
mächtigte Handlungsbevollmächtigte sein. 
 
(7) Aus dem Vorstand ausgeschiedene Mitglie-
der können erst in den Aufsichtsrat gewählt 
werden, wenn sie für ihre gesamte Vorstandstä-
tigkeit entlastet worden sind. 
 
 

 
(4) (5) Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amts-
zeit aus, so besteht der Aufsichtsrat bis zur 
nächsten ordentlichen Vertreterversammlung, in 
der die Ersatzwahlen vorgenommen werden, nur 
aus den verbleibenden Mitgliedern. Frühere Er-
satzwahlen durch eine außerordentliche Vertre-
terversammlung sind nur dann erforderlich, 
wenn die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter 
drei herabsinkt. Ersatzwahlen erfolgen für den 
Rest der Amtsdauer ausgeschiedener Aufsichts-
ratsmitglieder. 
 
(5) (6) Personen, die das 67. Lebensjahr vollendet 
haben, können nicht in den Aufsichtsrat 
gewählt werden. 
 
(6) (7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats dürfen 
nicht zugleich Vorstandsmitglieder, dauernde 
Stellvertreter der Vorstandsmitglieder, Prokuris-
ten oder zum Betrieb des gesamten Geschäfts 
ermächtigte Handlungsbevollmächtigte sein. 
 
(7) (8) Aus dem Vorstand ausgeschiedene Mitglie-
der können erst in den Aufsichtsrat gewählt 
werden, wenn sie für ihre gesamte Vorstandstä-
tigkeit entlastet worden sind. 
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§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung  
 
(1) …  
(2) … 
(3) … 
(4) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen min-
destens vierteljährlich stattfinden. Außerdem 
hat der Vorsitzende eine Sitzung unter Mittei-
lung der Tagesordnung einzuberufen, sooft dies 
im Interesse der Genossenschaft nötig erscheint 
oder wenn es der Vorstand oder mindestens die 
Hälfte der Aufsichtsratsmitglieder schriftlich 
unter Angabe des Zwecks und der Gründe ver-
langt. Wird diesem Verlangen nicht entspro-
chen, so können die Antragsteller unter Mittei-
lung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat 
einberufen. 
(5) … 
(6) … 
(7) … 

§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung  
 
(1) …  
(2) … 
(3) … 
(4) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen min-
destens vierteljährlich stattfinden. Außerdem hat 
der Vorsitzende eine Sitzung unter Mitteilung der 
Tagesordnung einzuberufen, sooft dies im Inte-
resse der Genossenschaft nötig erscheint oder 
wenn es der Vorstand oder mindestens die 
Hälfte der Aufsichtsratsmitglieder in Textform 
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe verlangt. Wird diesem Verlangen nicht 
entsprochen, so können die Antragsteller unter 
Mitteilung des Sachverhalts selbst den Auf-
sichtsrat einberufen. 
(5) … 
(6) … 
(7) … 
 
 

§ 26 d Aktives Wahlrecht 
 
(1) … 
(2) … 
(3) … 
(4) … 
(5) Wahlberechtigte gesetzliche bzw. ermäch-
tigte Vertreter oder Bevollmächtigte müssen 
ihre Vertretungsbefugnis auf Verlangen des 
Wahlausschusses schriftlich nachweisen. 
 

§ 26 d Aktives Wahlrecht 
 
(1) … 
(2) … 
(3) … 
(4) … 
(5) Wahlberechtigte gesetzliche bzw. ermächtigte 
Vertreter oder Bevollmächtigte müssen ihre Ver-
tretungsbefugnis auf Verlangen des Wahlaus-
schusses in geeigneter Form schriftlich nachwei-
sen.        
 



 

 

Seite 5 

§ 26 f Amtsdauer, Beginn und Ende des  
           Vertreteramtes 
 
(1) … 
(2) … 
(3) Das Amt des Vertreters endet, wenn nach ei-
ner durchgeführten Neuwahl mindestens 50 
Vertreter die Wahl angenommen haben, spätes-
tens jedoch mit Ablauf der Vertreterversamm-
lung, die über die Entlastung von Vorstand und 
Aufsichtsrat für das vierte Geschäftsjahr be-
schließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die 
Vertreter gewählt wurden, nicht mitgerechnet 
wird. Es endet jedoch vorzeitig, wenn der Ver-
treter aus der Genossenschaft ausscheidet oder 
ausgeschlossen wird, die Wahl in den Vorstand 
oder Aufsichtsrat annimmt, sein Amt niederlegt, 
stirbt, geschäftsunfähig oder in der Geschäfts-
fähigkeit beschränkt wird sowie, wenn es da-
rauf beruht, dass der Vertreter zur Vertretung 
einer juristischen Person oder Personengesell-
schaft befugt ist, und diese Vertretungsbefug-
nis erloschen ist. Besteht Streit über das Erlö-
schen der Vertretungsbefugnis, entscheidet die 
schriftliche Erklärung der juristischen Person 
bzw. Personengesellschaft, dass die Vertre-
tungsbefugnis erloschen ist.  
(4) … 
 

§ 26 f Amtsdauer, Beginn und Ende des  
           Vertreteramtes 
 
(1) … 
(2) … 
(3) Das Amt des Vertreters endet, wenn nach ei-
ner durchgeführten Neuwahl mindestens 50 
Vertreter die Wahl angenommen haben, spätes-
tens jedoch mit Ablauf der Vertreterversamm-
lung, die über die Entlastung von Vorstand und 
Aufsichtsrat für das vierte Geschäftsjahr be-
schließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die 
Vertreter gewählt wurden, nicht mitgerechnet 
wird. Es endet jedoch vorzeitig, wenn der Vertre-
ter aus der Genossenschaft ausscheidet oder 
ausgeschlossen wird, die Wahl in den Vorstand 
oder Aufsichtsrat annimmt, sein Amt niederlegt, 
stirbt, geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfä-
higkeit beschränkt wird sowie, wenn es darauf 
beruht, dass der Vertreter zur Vertretung einer 
juristischen Person oder Personengesellschaft 
befugt ist, und diese Vertretungsbefugnis erlo-
schen ist. Besteht Streit über das Erlöschen der 
Vertretungsbefugnis, entscheidet die schriftliche 
Erklärung in Textform der juristischen Person 
bzw. Personengesellschaft, dass die Vertre-
tungsbefugnis erloschen ist.  
(4) … 
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§ 28 Einberufung und Tagesordnung  
 
(1) … 
(2) … 
(3) Die Vertreterversammlung wird durch un-
mittelbare Benachrichtigung sämtlicher Vertre-
ter in Textform oder durch Bekanntmachung in 
der papierhaften Ausgabe des Blattes „Osthol-
steiner Anzeiger“ einberufen unter Einhaltung 
einer Frist von mindestens zwei Wochen, die 
zwischen dem Tag des Zugangs (Abs. 7) bzw. 
der Veröffentlichung der Einberufung und dem 
Tag der Vertreterversammlung liegen muss. Bei 
der Einberufung ist die Tagesordnung, die Form 
der Versammlung, im Fall des § 36a Abs. 3 zu-
sätzlich die Form der Erörterungsphase und im 
Fall der § 36a Abs. 1 bis 3 die erforderlichen An-
gaben zur Nutzung der schriftlichen oder elekt-
ronischen Kommunikation bekannt zu machen. 
§ 36c Absatz 2 bleibt unberührt. Die Tagesord-
nung ist allen Mitgliedern durch Veröffentli-
chung in der durch § 46 bestimmten Form oder 
im Internet unter der Adresse der Genossen-
schaft oder durch unmittelbare Benachrichti-
gung bekannt zu machen. 
(4) … 
(5) … 
(6) … 
(7) In den Fällen der Absätze 3 und 5 gelten die 
Mitteilungen als zugegangen, wenn sie zwei 
Werktage vor Beginn der Frist abgesendet wor-
den sind. 
 

§ 28 Einberufung und Tagesordnung  
 
(1) … 
(2) … 
(3) Die Vertreterversammlung wird durch unmit-
telbare Benachrichtigung sämtlicher Vertreter in 
Textform oder durch Bekanntmachung in der pa-
pierhaften Ausgabe des Blattes „Ostholsteiner 
Anzeiger“ einberufen unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens zwei Wochen, die zwischen dem 
Tag des Zugangs (Abs. 7) bzw. der Veröffentli-
chung der Einberufung und dem Tag der Vertre-
terversammlung liegen muss. Bei der Einberu-
fung ist die Tagesordnung, die Form der Ver-
sammlung, im Fall des § 36a Abs. 3 zusätzlich die 
Form der Erörterungsphase und im Fall der § 36a 
Abs. 1 bis 3 die erforderlichen Angaben zur Nut-
zung der schriftlichen oder elektronischen Kom-
munikation bekannt zu machen. § 36c Absatz 2 
bleibt unberührt. Die Tagesordnung der Vertre-
terversammlung ist allen Mitgliedern durch Ver-
öffentlichung in der durch § 46 bestimmten Form 
den Genossenschaftsblättern oder im Internet 
unter der Adresse der Genossenschaft oder 
durch unmittelbare Benachrichtigung in Text-
form bekannt zu machen. 
(4) … 
(5) … 
(6) … 
(7) In den Fällen der Absätze 3 und 5 gelten die 
Mitteilungen als zugegangen, wenn sie zwei vier 
Werktage vor Beginn der Frist abgesendet wor-
den sind. 
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§ 33 Abstimmungen und Wahlen  
 
(1) Abstimmungen und Wahlen müssen geheim 
erfolgen, wenn der Vorstand, der Aufsichtsrat 
oder mindestens der vierte Teil der bei der Be-
schlussfassung hierüber gültig abgegebenen 
Stimmen es verlangt. Vorstand oder Aufsichts-
rat können vor der Präsenzversammlung festle-
gen, dass Abstimmungen und Wahlen in der 
Versammlung im Wege elektronischer Kommu-
nikation durchgeführt werden. 
(2) … 
(3) … 
(4) … 
(5) … 
 

§ 33 Abstimmungen und Wahlen  
 
(1) Abstimmungen und Wahlen müssen geheim 
erfolgen, wenn der Vorstand, der Aufsichtsrat 
oder mindestens der vierte Teil der bei der Be-
schlussfassung hierüber gültig abgegebenen 
Stimmen es verlangt. Vorstand oder Aufsichtsrat 
können vor der Präsenzversammlung festlegen, 
dass Abstimmungen und Wahlen in der Ver-
sammlung im Wege elektronischer Kommunika-
tion durchgeführt werden. 
(2) … 
(3) … 
(4) … 
(5) … 

 


